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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 
mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Ergänzung der Verord- 
nung (EWG) Nr. 865/68 über die gemeinsame Marktorga- 
nisation für yerarbeitungserzeugnisse aus Obst und Ge- 
müse durch einige Vorschriften über die Gewährung der 
Ausfuhrerstattungen. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 11. Novem- 
ber 1969 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht beige- 
fügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Scheel 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Ergänzung der Verordnung (EWG) Nr. 865/68 über die 
gemeinsame Marktorganisation für Verarbeitungserzeugnisse 
aus Obst und Gemüse durch einige Vorschriften über die 
Gewährung der Ausfuhrerstattungen 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

insbesondere auf Artikel 43, 
auf Vorschlag der Kommission, 
nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Produktionsbedingungen für Verarbeitungs- 
erzeugnisse aus Obst und Gemüse werden durch 
außenwirtschaftliche Faktoren stark beeinflußt, dar- 
unter insbesondere durch die Arbeitskosten und die 
Rohstoffpreise; dieser Einfluß bewirkt in bestimm- 
ten Fällen ein Ansteigen der derzeitigen Preise für 
diese Erzeugnisse auf den Gemeinschaftsmärkten; 
um diesen Erzeugnissen den Zugang zu den Märkten 
der Drittländer zu ermöglichen, ist die Gewährung 
von Ausfuhrerstattungen vorzusehen. 

Auf Grund von Artikel 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 865/68 des Rates vom 28. Juni 1968 über die 
gemeinsame Marktorganisation für Verarbeitungs- 
erzeugnisse aus Obst und Gemüse *) werden für die 
Erzeugnisse mit Zusatz von Zucker Erstattungen auf 
den Gehalt an verschiedenen zugesetzten Zucker- 
arten gewährt; infolgedessen ist für diese Erzeug- 
nisse die Gewährung der obengenannten Erstattung 
allgemeiner Art auf die Fälle zu beschränken, in 
denen die in Artikel 3 genannte Erstattung nicht 
ausreicht ihre Ausfuhr zu ermöglichen. 

Die Einführung eines Systems von Ausfuhrerstat- 
tungen, wie in dieser Verordnung vorgesehen, erfor- 
dert eine Ausdehnung der finanziellen Verantwor- 
tung der Gemeinschaft auf das Gebiet der Verarbei- 
tungserzeugnisse aus Obst und Gemüse — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EWG) Nr. 865/68 wird durch fol- 
gende Artikel ergänzt: 


b Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 153 
vom 1. Juli 1968, S. 8 


„Artikel 3 a) 

1. Soweit es für die Ausfuhr der in Artikel 1 ge- 
nannten Erzeugnisse ohne Zusatz von Zucker, die 
eine wirtschaftliche Wichtigkeit haben, zu den Prei- 
sen dieser Erzeugnisse im internationalen Handel 
erforderlich ist, kann die Differenz zwischen diesen 
Preisen und den Preisen in der Gemeinschaft durch 
eine Ausfuhrerstattung ausgeglichen werden. 

2. Die Erstattung erfolgt in gleicher Höhe für die 
ganze Gemeinschaft. Sie kann je nach Bestimmungs- 
ländern differenziert werden. 

Der festgesetzte Erstatungsbetrag wird auf An- 
trag des Ausführers gewährt. 

3. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission 
und gemäß dem in Artikel 43 Absatz 2 des Ver- 
trages vorgesehenen Abstimmungsverfahren die all- 
gemeinen Vorschriften für die Gewährung der 
Erstattungen und die Kriterien für die Festsetzung 
ihrer Höhe. 

4. Die Festsetzung der Erstattungen findet regel- 
mäßig nach dem in Artikel 15 vorgesehenen Ver- 
fahren statt. Falls erforderlich, kann die Kommis- 
sion in der Zwischenzeit den Erstattungsbetrag auf 
Antrag eines Mitgliedstaates oder von sich aus 
ändern. 

5. Falls der gemäß Artikel 3 festgesetzte Erstat- 
tungsbetrag für die Ausfuhr der in Artikel 1 genann- 
ten Erzeugnisse mit Zusatz von Zucker unzureichend 
ist, sind die Vorschriften dieses Artikels an Stelle 
der Vorschriften von Artikel 3 auf diese Erzeugnisse 
anwendbar. 

6. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel werden nach dem Verfahren des Artikels 15 
erlassen. 

Artikel 18 a) 

Die Verordnung Nr. 25 über die Finanzierung der 
gemeinsamen Agrarpolitik 2 ) und die Durchführungs- 
bestimmungen zu dieser Verordnung sind auf die in 
Artikel 1 genannten Erzeugnisse anwendbar." 


2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
vom 20. April 1962, S. 991/62 
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Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 

Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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